
Aktenzeichen: 7 ABR 8/92
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Beschluß vom 19. August 1992

- 7 ABR 8/92 -
I. Arbeitsgericht 

Stuttgart
Beschluß vom 26. August 1991 
- 18 BV 87/91 -

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

Beschluß vom 22. November 1991 
- 15 TaBV 10/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Einseitige Erledigungserklärung; Wahlanfechtung

Gesetz:
ArbGG § 83 a Abs. 2 und 3, § 81 Abs. 2 Satz 3; ZPO § 91 a; 
BetrVG § 19; WahlO 1972 § 28 Abs. 1

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Einseitige Erledigungserklärung im Beschlußverfahren, keine 
Zustimmungsfiktion bei Fristverlängerungsantrag;Wegfall des Rechtsschutzinteresses für die Anfechtung einer 
Betriebsratswahl nach der Wahl eines neuen Betriebsrates
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7 ABR 8/92
15 TaBV 10/91 Baden-Württemberg

Verkündet am 
19. August 1992

Im Namen des Volkes!
B e s c h l u ß

Höhmann,
Reg.-Obersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In dem Beschlußverfahren

unter Beteiligung

PP.
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hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sit­
zung vom 19. August 1992 durch den Richter Dr. Steckhan als 
Vorsitzenden, die Richter Schliemann und Kremhelmer sowie 
die ehrenamtliche Richterin Lappe und den ehrenamtlichen 
Richter Dr. Gerschermann beschlossen:

Das Verfahren wird eingestellt, weil es sich in 
der Hauptsache erledigt hat. Der Beschluß des Ar­
beitsgerichts Stuttgart vom 26. August 1991 
- 18 BV 87/91 - und der Beschluß des Landesar­
beitsgerichts Baden-Württemberg vom 22. November 
1991 - 15 TaBV 10/91 - sind gegenstandslos.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Die drei antragstellenden Arbeitnehmer haben die am 14. Mai 
1991 im Stuttgarter Betrieb ihres Arbeitgebers durchgeführte Be­
triebsratswahl angefochten.

Am 10. Mai 1991 hatte ein Mitglied des Wahlvorstandes unter 
Hinzuziehung einer nicht zum Wahlvorstand gehörenden Arbeitnehme­
rin die bis dahin eingegangenen etwa 70 Freiumschläge mit den 
Briefwählstimmen geöffnet. Er verglich die von den Wählern abge-
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gebenen Erklärungen über die persönliche Kennzeichnung der Stimm­
zettel mit den Eintragungen in der Wählerliste und nahm dann die 
Erklärungen zu den Wahlunterlagen. Die Wahlumschläge mit den 
Stimmzetteln warf er in die verschlossene, allerdings nicht ver­
siegelte Wahlurne, die im Betriebsratsbüro aufbewahrt wurde.

Die antragstellenden Arbeitnehmer haben die Auffassung ver­
treten, daß gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlverfahren 
schon deshalb verstoßen worden sei, weil nach § 28 Abs. 1 der 
Wahlordnung 1972 dem Wahlvorstand und nicht einem einzelnen Mit­
glied die Öffnung der Freiumschläge obliege und dies in öffentli­
cher Sitzung unmittelbar vor Abschluß der Stimmabgabe zu gesche­
hen habe. Es könne nicht ausgeschlossen werden, daß der Verstoß 
gegen § 28 Abs. 1 der Wahlordnung 1972 das Wahlergebnis beein­
flußt habe.

Die Antragsteller haben die Wahl angefochten und beantragt,

die Betriebsratswahl zu dem Betriebsrat der Ge­
schäftsstelle Stuttgart des Beteiligten zu 5) vom 
14. Mai 1991 für unwirksam zu erklären.

Der Betriebsrat und der Arbeitgeber haben beantragt, den An­
trag zurückzuweisen. Sie haben die Auffassung vertreten, daß die 
Voraussetzungen für eine Wahlanfechtung nicht erfüllt seien. 
Selbst wenn ein Verstoß gegen § 28 Abs. 1 der Wahlordnung 1972 
vorliege, habe er das Wahlergebnis nicht beeinflussen können.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag stattgegeben und die Be­
triebsratswahl vom 14. Mai 1991 für unwirksam erklärt. Das Lan-
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desarbeitsgericht hat die Beschwerden des Betriebsrats und des 
Arbeitgebers zurückgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zu­
gelassenen Rechtsbeschwerde haben der Betriebsrat und der Arbeit­
geber ihren Abweisungsantrag weiterverfolgt.

Da im Laufe des Wahlanfechtungsverfahrens der am 14. Mai 
1991 gewählte Betriebsrat zurücktrat und ein neuer Betriebsrat 
gewählt wurde, haben die antragstellenden Arbeitnehmer die Haupt­
sache für erledigt erklärt. Hilfsweise beantragen sie, die 
Rechtsbeschwerden des Betriebsrats und des Arbeitgebers zurückzu­
weisen. Mit Schreiben vom 1. Juni 1992 hat der Senatsvorsitzende 
die übrigen Beteiligten aufgefordert, innerhalb von zwei Wochen 
mitzuteilen, ob sie der Erledigung zustimmen. Während sich der 
Arbeitgeber nicht geäußert hat, haben die Verfahrensbevollmäch­
tigten des Betriebsrats mit Schreiben vom 5. Juni 1992 gebeten, 
die Frist um zwei Wochen zu verlängern, "da der Betriebsrat am 
16. Juni 1992 in seiner nächsten Sitzung diese Frage, ob der Er­
ledigungserklärung zugestimmt wird, mit erörtern wird". Mit 
Schreiben vom 24. Juni 1992 haben sie dann mitgeteilt, daß der 
Betriebsrat der Erledigungserklärung nicht zustimme. Der Be­
triebsrat sei der Ansicht, daß ein erhebliches Rechtsschutzinter­
esse hinsichtlich künftiger Betriebsratswahlen bestehe.

B. Das Verfahren ist einzustellen, weil es durch die zwischen­
zeitliche Wahl eines neuen Betriebsrats erledigt ist.

1. Eine übereinstimmende Erledigungserklärung der Beteiligten 
liegt nicht vor.
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Nach § 83 a Abs. 3 Satz 2 ArbGG gilt die Zustimmung zur Er­
ledigung als erteilt, wenn sich die übrigen Beteiligten innerhalb 
der vom Vorsitzenden bestimmten Frist nicht äußern. Der Arbeitge­
ber hat keine Erklärung abgegeben. Dagegen hat der Betriebsrat 
nicht geschwiegen, sondern innerhalb der gesetzten Frist um 
Fristverlängerung gebeten und in der Begründung zum Ausdruck ge­
bracht, daß er jedenfalls derzeit der Erledigung nicht zustimme, 
über sein prozessuales Verhalten noch beraten werde und seinen 
Beschluß dem Bundesarbeitsgericht mitteilen werde. Die Ausführun­
gen im Schriftsatz vom 5. Juni 1992 können einer Nichtäußerung 
nicht gleichgestellt werden, so daß die Zustimmungsfiktion des 
§ 83 a Abs. 3 Satz 2 ArbGG nicht eingreift. Daran ändert nichts, 
daß die beantragte Fristverlängerung nicht gewährt worden ist und 
der Betriebsrat die endgültige Ablehnung seiner Zustimmung erst 
nach Ablauf der gesetzten Frist von zwei Wochen dem Bundesar­
beitsgericht mitgeteilt hat.

2. Erklärt der Antragsteller ein- Beschlußverfahren für erledigt 
und widerspricht einer der übrigen Beteiligten der Erledigungser­
klärung, so hat das Gericht, im Gegensatz zum Urteilsverfahren, 
nicht zu prüfen, ob der Antrag ursprünglich zulässig und begrün­
det war. Vielmehr genügt es, daß ein erledigendes Ereignis einge­
treten ist. Ein erledigendes Ereignis liegt vor, wenn nach 
Rechtshängigkeit des Antrags tatsächliche Umstände eingetreten 
sind, aufgrund deren der Antrag jedenfalls jetzt als unzulässig 
oder unbegründet abzuweisen wäre (BAGE 65, 105 unter Aufgabe der 
früheren Rechtsprechung).
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Die Beteiligten haben sich mit diesem Beschluß nicht ausein­
andergesetzt. Es besteht kein Anlaß, diese Rechtsprechung erneut 
zu ändern. Sie trägt der unterschiedlichen Bedeutung der Erledi­
gungserklärung im Urteils- und Beschlußverfahren Rechnung. Im Ur­
teilsverfahren soll ein Beklagter, der mit einer unzulässigen 
oder unbegründeten Klage überzogen worden ist, nicht mit den Ko­
sten des Rechtsstreits belastet werden. Der Beklagte kann durch 
Verweigerung seiner Zustimmung zur Erledigungserklärung verhin­
dern, daß das Gericht über die Kosten des Rechtsstreits gemäß 
§ 91 a ZPO nach billigem Ermessen entscheidet und sich dadurch 
das Kostenrisiko des Klägers verringert. Für diese kostenrechtli­
chen Erwägungen ist im Beschlußverfahren kein Raum, weil es hier 
keine prozessuale Kostenerstattung gibt. Für eine Durchführung 
des Beschlußverfahrens besteht kein Anlaß mehr, wenn der Antrag 
durch ein nachträgliches Ereignis j edenfalls unzulässig oder un­
begründet geworden ist. Dem Antragsteller kann dann nicht mehr 
zugemutet werden, an seinem Antrag festzuhalten (BAGE 65, 105,
113 f.).

3. Die zwischenzeitlich durchgeführte Wahl eines neuen Be­
triebsrates ist ein Ereignis, durch das sich die Anfechtung der 
Wahl des bisherigen Betriebsrats erledigt hat. Der Wahlanfech­
tungsantrag der Arbeitnehmer ist unzulässig geworden, weil das 
Rechtsschutzinteresse weggefallen ist.

a) Das Rechtsschutzinteresse ist eine Sachentscheidungsvoraus­
setzung, die in jeder Lage des Verfahrens, auch noch in der 
Rechtsbeschwerdeinstanz, von Amts wegen zu prüfen ist. Dabei muß 
das Rechtsbeschwerdegericht auch solche Umstände berücksichtigen,
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die erst während des Rechtsbeschwerdeverfahrens eingetreten sind, 
wenn sich aus ihnen ergibt, daß die begehrte gerichtliche Ent­
scheidung für die Beteiligten keine Wirkung mehr entfalten kann 
(BAG Beschluß vom 13. März 1991 - 7 ABR 5/90 - BB 1991, 2452 = DB 
1991, 2495 = NZA 1991, 946 f. = EzA § 19 BetrVG 1972 Nr. 29, zu B 
der Gründe).

b) Im vorliegenden Fall ist der Betriebsrat, dessen Wahl ange- 
fochten worden ist, nicht mehr im Amt. Wenn die Betriebsratswahl 
vom 14. Mai 1991 nunmehr durch gerichtliche Entscheidung für un­
wirksam erklärt würde, hätte dies für die Beteiligten keine 
rechtlichen Auswirkungen mehr. Die Betriebsratswahl vom 14. Mai 
1991 war nicht nichtig, sondern allenfalls anfechtbar. Die er­
folgreiche Anfechtung einer Betriebsratswahl nach § 19 Abs. 1 
BetrVG hat im Gegensatz zur Feststellung der Nichtigkeit einer 
Betriebsratswahl keine rückwirkende Kraft, sondern wirkt nur für 
die Zukunft. Der Betriebsrat bleibt mit allen betriebsverfas­
sungsrechtlichen Befugnissen im Amt, bis die Wahl rechtskräftig 
für ungültig erklärt worden ist. Eine gerichtliche Entscheidung, 
die lediglich zur Auflösung des Betriebsrats für die Zukunft 
führt, geht ins Leere, wenn der anfechtbar gewählte Betriebsrat 
bereits aufgelöst ist und keine betriebsverfassungsrechtlichen 
Befugnisse mehr ausüben kann. Für eine derartige Entscheidung 
ohne rechtliche Wirkungen besteht kein Rechtsschutzbedürfnis (BAG 
Beschluß vom 13. März 1991 - 7 ABR 5/90 -, aaO).

c) Das erforderliche Rechtsschutzbedürfnis ergibt sich auch 
nicht daraus, daß einem Verfahrensbeteiligten an der Klärung der 
Streitfrage gelegen ist, die zur Wahlanfechtung geführt hat.
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Streitgegenstand des vorliegenden Beschlußverfahrens ist die An­
fechtbarkeit einer konkreten Betriebsratswahl. Das Vorliegen oder 
Fehlen der Wahlanfechtungsvoraussetzungen gehört zu den Vorfra­
gen, die nicht an der Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung 
teilnehmen. Die Erstattung eines für die Beteiligten unverbindli­
chen Rechtsgutachtens ist aber nicht Aufgabe des Gerichts und 
kann kein Rechtsschutzbedürfnis begründen (BAG Beschluß vom 
• 13. März 1991 - 7 ABR 5/90 aaO).

Dr. Steckhan Schliemann Kremhelmer
Dr. Gerschermann Lappe
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